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entsorgung, die Strom- und Gasversorgung (vgl. hierzu Mon­
stadt/von Schlippenbach 2005), sondern auch auf die Berliner 
Verkehrsbetriebe zu, bei denen ein Cross-Border-Leasing-
Geschäft Erlöse erzielen sollte. Zusätzlich gilt dies auch für 
zahlreiche Einrichtungen der sozialen Infrastruktur wie etwa 
Krankenhäuser. Gleichzeitig erhöhte sich der Druck auf Un­
ternehmen in kommunalem Eigentum, Kosten zu senken und 
höhere Einnahmen zu generieren. Demgegenüber wurden, 
das zeigen die beiden Volksbegehren, auch in Berlin Rufe 
nach einer Rekommunalisierung der zuvor privatisierten Ener­
gie- und Wasserversorgung laut.

Zweitens führten neue technologische Möglichkeiten und 
neue umweltpolitische Anforderungen zu einem technischen 
wie institutionellen Wandel von Infrastruktur (Tietz/Hühner 
2011). Beispielhaft stehen hierfür zum einen die Anlagen er­
neuerbarer Energieträger, dezentrale Formen der Abwasser­
entsorgung oder die Wiederverwertung von organischen Ab­
fällen. Zum anderen formulierten umweltpolitische Beschlüsse 
wie etwa zur Energiewende, aber auch die Europäische Was­
serrahmenrichtlinie, Ziele für eine ökologische Neuausrich­
tung von Infrastruktursystemen. Der Ausbau des Anteils 
erneuerbarer Energien oder die Verminderung von CO2-Emis­
sionen bilden auch Vorgaben für die Berliner Infrastrukturver­
sorgung, während die bisherige Form der Energieversorgung 
– maßgeblich auf Grundlage der fossilen Energieträger Kohle, 
Öl und Gas – zunehmend kritisch hinterfragt wird.

Drittens führten demografische Veränderungen, 
aber auch neue Konsum- und Lebensstile, zu an­
deren Mustern der Nachfrage. Im Energiesektor 
beispielsweise wächst einerseits die Nachfrage 

Am Beispiel Berlin lassen sich nicht nur die Folgen von Privati­
sierungsentscheidungen, sondern auch die vielfältigen, heftig 
umstrittenen, Bemühungen für eine Wiederaneignung von 
Infrastrukturen durch zivilgesellschaftliche und bürgerschaft­
liche Initiativen nachvollziehen.

Infrastruktur von einer Selbstverständlich-
keit zum Konfliktgegenstand
In den Industrieländern galten technische Infrastruktursysteme 
der Strom-, Gas- und Wasserver- sowie der Abwasserentsor­
gung für lange Zeit als Selbstverständlichkeiten, deren zuver­
lässiges Funktionieren vorausgesetzt und nicht weiter beach­
tet wurde. Die Planung und der Betrieb waren technischen, 
kaufmännischen und juristischen Fachleuten überlassen, de­
ren Arbeit für normale Bürgerinnen und Bürger weitgehend 
unsichtbar war. Eine flächendeckende, standardisierte und 
zentralisierte Infrastrukturversorgung in zumeist öffentlicher 
Trägerschaft galt als das anzustrebende „moderne infrastruk­
turelle Ideal“ (Graham/Marvin 2008). In den letzten zwanzig 
Jahren geriet diese Vorstellung auch in Deutschland in die Kri­
se. Die Gründe dafür erläutern wir nun kurz am Fall von Berlin.

Erstens veränderten die Privatisierung, Liberalisierung und 
Kommerzialisierung von bislang zumeist kommunalen Ver- 
und Entsorgungsbetrieben die Politische Ökonomie der Infra­
strukturversorgung. In der Hoffnung, den eigenen Haushalt 
zu sanieren und von Kapital wie Know-how privater Unter­
nehmen zu profitieren, veräußerten zahlreiche Kommunen 
Anteile an Stadtwerken, Wasser- und Abwasserbetrieben 
sowie eine ganze Reihe weiterer Betriebe und Anlagen. In 
Berlin trifft dies nicht nur auf die Wasserver- und Abwasser­
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zurück an das Land Berlin, nachdem sich zuvor auch der ande­
re Anteilseigner, der deutsche Energiekonzern RWE, aus den 
Berliner Wasserbetrieben zurückgezogen hatte. Diese Kehrt­
wende erfolgte nur 14 Jahre nach der Privatisierung und weit 
vor dem Auslaufen der Konzessionsverträge im Jahr 2028. 
Soziale Bewegungen, vor allem die damalige Initiative „Berli­
ner Wassertisch“, hatten daran einen entscheidenden Anteil. 
Dem „Wassertisch“ gelang es, die Alternativlosigkeit der da­
maligen Privatisierungsentscheidung zu hinterfragen und den 
Berliner Senat zu einer vermeintlich „utopischen“ Rekommu­
nalisierung zu zwingen. Wie konnte es dazu kommen?

Die Unzufriedenheit mit der Teilprivatisierung der BWB ent­
zündete sich vor allem an drei Punkten: Erstens enthielt das 
Gesetz zur Teilprivatisierung einen Passus, der den privaten 
Teilhabern eine jährliche Rendite von 8% garantierte (siehe 

hierzu Hüesker 2011). Zweitens stiegen die 
Wasserpreise in Berlin allein zwischen 2003 
und 2006 um 21% und gehören damit zu 
den höchsten in der gesamten Bundesrepu­
blik. Drittens waren die Privatisierungsver­
träge bis zur Veröffentlichung durch eine 
Berliner Tageszeitung geheim und der Öf­
fentlichkeit nicht zugänglich.

Diese Punkte aufgreifend stellte der „Ber­
liner Wassertisch“ die Privatisierung kom­
plett in Frage. Dem „Wassertisch“ gelang 
es, schließlich den Volksentscheid „Schluss 

mit Geheimverträgen – Wir Berliner wollen unser Wasser zu­
rück” im Februar 2011 mit einer überwältigenden Mehrheit 
von 98,2% für sich zu entscheiden. Vorausgegangen war eine 
längere Kampagne, durch die eine breite Öffentlichkeit her­
gestellt werden konnte. Der Berliner Senat hingegen verwies 
vor und nach dem Volksbegehren auf die weiterhin gültigen 
Verträge. Dennoch wuchs der politische Druck, die umstrit­
tene Privatisierungsentscheidung zurückzunehmen. Die Re­
kommunalisierung der BWB wurde mit Ausnahme der CDU 
zum erklärten Ziel aller Parteien des Abgeordnetenhauses und 
mit dem Verkauf der Anteile von Véolia Ende 2013 auch tat­
sächlich abgeschlossen (Senatsverwaltung für Finanzen 2013). 
Trotz seines Erfolges zerfiel der „Berliner Wassertisch“ auf­
grund interner Streitigkeiten in mittlerweile drei Splittergrup­
pen. Die Forderung nach einer Rekommunalisierung städti­
scher Infrastruktur wurde jedoch vom „Berliner Energietisch“ 
aufgegriffen.

„Neue Energie für Berlin – demokratisch, ökologisch, 
sozial”. Das Beispiel des Berliner Stromnetzes

In der Energiewende verändern sich nicht nur die Energie­
technologien und der Strommix. Seit 2005 wurden in der 
Bundesrepublik mehr als 120 kommunale Energieversorger 
neugegründet (Berlo/Wagner 2013). Sie stehen neben hun­
derten Energiegenossenschaften und Bioenergiedörfern für 
sich verändernde Markt- und Eigentumsstrukturen im Ener­

nach Ökostrom, andererseits wird auch in der Bundesrepub­
lik Energiearmut zu einem politischem Thema (Tews 2014). In 
Berlin machten sich die Folgen des demografischen und wirt­
schaftlichen Strukturwandels besonders in einem deutlichen 
Rückgang im Wasserverbrauch bemerkbar (Hüesker/Moss/
Naumann 2011).

Die neue politische Ökonomie der Infrastrukturversorgung, 
technologische Möglichkeiten und umweltpolitische Anforde­
rung sowie die Veränderung der Nachfrage führen nicht nur 
zu einem vielfältigen Anpassungsdruck auf bestehende Infra­
struktursysteme. An der Neuaushandlung der Ziele, Organisa­
tion und Technologien der Infrastrukturversorgung beteiligen 
sich zunehmend auch soziale Bewegungen. In vielen Städten 
und Gemeinden geben sich Bürgerinnen und Bürger nicht 
mehr mit der Rolle als Konsumentin oder Konsument zufrie­
den, sondern fordern eine aktive Beteili­
gung an der Planung und Gestaltung von 
städtischer Infrastruktur ein. Dabei verlas­
sen sie sich immer weniger auf etablierte 
politische Parteien und Organisationen.

Die Neuentdeckung von Infrastruktur als 
Thema sozialer Bewegungen zeigt sich 
in Berlin besonders deutlich. Mit dem 
„Berliner Wassertisch“, dem „Berliner S-
Bahn-Tisch, dem „Berliner Energietisch“ 
oder auch der Initiative „100% Tempel­
hofer Feld“ betraten neue Akteure die 
politische Arena, die sich explizit von den im Abgeordneten­
haus vertretenen Mehrheiten distanzierten (für einen Über­
blick über soziale Bewegungen in Berlin siehe Holm 2014). 
In diesen Fällen war die Unzufriedenheit mit den Ergebnissen 
der Privatisierungen ein zentraler Auslöser. Die Auseinander­
setzung um Infrastrukturen überlagerte sich mit anderen Kon­
flikten in der Stadt, zum Beispiel um die Neugestaltung des 
Spreeufers, den Berliner „Bankenskandal“ oder auch die Pri­
vatisierung von Wohnungsbaugesellschaften (für einen Über­
blick über die Berliner Stadtentwicklung der letzten 20 Jahre 
siehe Bernt/Holm/Grell 2013). Darüber hinaus kamen mit der 
Energieversorgung sowie Wasserver- und Abwasserentsor­
gung Themen auf die Agenda, die bislang in stadtpolitischen 
Debatten kaum eine Rolle spielten.

„Schluss mit Geheimverträgen – Wir Berliner wollen 
unser Wasser zurück!“. Das Beispiel Berliner Wasser
betriebe

Die Berliner Wasserbetriebe (BWB) stehen exemplarisch für Pri­
vatisierungen von Infrastrukturen, die ursprünglich als unver­
meidlich dargestellt werden (siehe dazu ausführlich: Beveridge 
2012), später auf massive Kritik stoßen und schließlich wieder 
rückgängig gemacht werden – eine weltweite Entwicklung, 
die sich auch in Städten wie Paris oder Buenos Aires nachvoll­
ziehen lässt. Im Dezember 2013 verkaufte das französische 
Unternehmen Véolia seinen Unternehmensanteil von 24,95% 
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im Berliner Abgeordnetenhaus – Bündnis 90/Die Grünen, Die 
LINKE, Piratenpartei – unterstützt, während die Koalition von 
SPD und CDU gemeinsam mit Industrie- und Handelskammer, 
Teilen der Gewerkschaften und Haus- und Grundeigentümern 
sich gegen die Rekommunalisierung aussprach. Der Volks­
entscheid ging, trotz einer Mehrheit von 83% und mehr als 
600.000 Ja-Stimmen, aufgrund des nichterreichten Quorums 
von mindestens 25% der Wahlberechtigten knapp verloren. 
Mutmaßliche Gründe für die Niederlage sind die geringere 
Unterstützung in den Außenbezirken wie auch die Gründung 
eines kommunalen Energieversorgers „BerlinEnergie“ durch 
den Senat wenige Monate vor der Abstimmung. Strittig war 
auch die Festlegung des Termins auf einen Tag, an dem keine 

weiteren Wahlen stattfanden. Der „Energietisch“ setzt 
sich jedoch auch weiterhin für eine Neuaus­

richtung der Berliner Energieversorgung ein 
und erhielt 2013 für seine Aktivitäten den 

„Berliner Umweltpreis“ des BUND.

Neben dem Modell des Bürgerstadt­
werkes gibt es noch einen weiteren 
Vorschlag für die Übernahme der 
Berliner Stromversorgung. Die Ge­

nossenschaft „BürgerEnergie Berlin“ 
strebt, gemeinsam mit den Stadtwerken 

Schwäbisch Hall als strategischem Partner, 
den Kauf des Berliner Stromnetzes an. Mit­

bestimmen können hier die Mitglieder, im Mai 
2014 bereits 2.300 Personen, die sich mit einer Einlage 

von insgesamt 10,3 Millionen Euro beteiligen (BürgerEnergie 
Berlin 2014). An der Ausschreibung für den Betrieb des Ber­
liner Stromnetzes haben sich neben „BürgerEnergie Berlin“ 
auch der bisherige Betreiber Vattenfall und „BerlinEnergie“ 
beteiligt. Eine Entscheidung für einen der Bewerber steht aber 
bislang noch aus. Trotz der unterschiedlichen Vorschläge des 
„Berliner Energietischs“ und „BürgerEnergie Berlin“ stehen 
beide Initiativen für eine alternative Energieversorgung, die 
ihren Ursprung in sozialen Bewegungen der Stadt hat. Diese 
Vorschläge, das zeigt die Gründung eines kommunalen Ener­
gieversorgers durch den Senat, wurden durchaus aufgegriffen 
und prägen die Debatte auch weiterhin.

Ausblick: Infrastrukturen in Bürgerhand?
Das Beispiel der – teilweise erfolgreichen – Volksentscheide 
in Berlin zeigt, wie es sozialen Bewegungen gelang, die Re­
kommunalisierung von städtischen Infrastrukturen auf die 
politische Agenda zu setzen. Dies ist umso bemerkenswerter, 
da die üblichen Bündnispartner außerparlamentarischer Initi­
ativen, wie Gewerkschaften oder die Partei „Die LINKE“, nur 
teilweise unterstützten. Auch wenn das Volksbegehren des 
„Berliner Energietischs“ scheiterte, ist Rekommunalisierung 
nun ein erklärtes Ziel des Senats und wurde vorerst für die 
Gasversorgung der Stadt beschlossen. 

giesektor. Die Forderung nach einer Rekommunalisierung der 
Energieversorgung ist Ausdruck eines bundesweiten Trends, 
in Berlin jedoch aktuell Gegenstand der Diskussion für Bürger 
und Politik.

Ähnlich wie bei den Wasserbetrieben erfolgte die Privatisie­
rung des damaligen Stromversorgers BEWAG wie auch des 
Gasversorgers in den 1990er Jahren unter den Bedingungen 
einer dramatisch angespannten Haushaltslage und ohne grö­
ßere Proteste. Erst in jüngerer Vergangenheit formierte sich 
Kritik am Grundversorger, dem schwedischen Staatsunterneh­
men Vattenfall. Für die „Repolitisierung“ der Berliner Ener­
gieversorgung sind drei Gründe maßgeblich verantwortlich: 
Erstens steht Vattenfall, einer der „Big Four“ im deutschen 
Strommarkt, aufgrund der Nutzung von Kernkraft 
und Braunkohle unter heftiger Kritik. Zwei-
tens eröffnete das Auslaufen des Konzes­
sionsvertrages für den Betrieb des Berliner 
Stromnetzes eine realistische Option für 
die Rekommunalisierung der Stromver­
sorgung. Drittens belegten die Erfah­
rungen erfolgreicher Rekommunalisie­
rungen in anderen deutschen Städten, 
wie etwa in Hamburg, dass die Übernah­
me der Energieversorgung durch kommu­
nale Unternehmen durchaus möglich ist. 
Unter dem Eindruck der erfolgreichen Bemü­
hungen für eine Rekommunalisierung der Berliner 
Wasserbetriebe startete auch in Berlin eine Kampagne für 
die Gründung eines neuen Energieversorgers. Dabei traten 
zwei zivilgesellschaftliche Organisationen an, dessen Nachfol­
ge beim Netzbetrieb zu übernehmen: der „Berliner Energie­
tisch“ und die Genossenschaft BürgerEnergie Berlin.

Der „Berliner Energietisch“, ein Zusammenschluss von mehr 
als 40 NGOs und Bürgerinitiativen, engagierte sich für die 
Gründung eines kommunalen „Bürgerstadtwerkes“. Diese 
neuartige Idee verbindet öffentliches Eigentum mit kontinu­
ierlicher Bürgerkontrolle. Dieses Bürgerstadtwerk sollte drei 
zentralen Anliegen verpflichtet sein: einer ökologischen Ener­
gieversorgung, die auf 100% erneuerbaren Energieträgern 
beruht und bei der Energieeinsparung ein zentrales Element 
ist; einer sozialen Energieversorgung, die Zugang zu Energie­
dienstleistungen für alle gewährleistet und bei der die Interes­
sen der Beschäftigten gewahrt bleiben; und einer demokrati­
schen Energieversorgung, die klare Transparenzregeln befolgt 
und verschiedene Kontrollmöglichkeiten gewährt (Berliner 
Energietisch 2013).

Auf Grundlage dieser Punkte entwickelte der „Energietisch“ 
einen Gesetzentwurf für eine „demokratische, ökologische 
und soziale Energieversorgung in Berlin“, der Gegenstand ei­
nes Volksentscheides im November 2013 war. Der Entwurf des 
„Berliner Energietischs“ wurde von den Oppositionsparteien 
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Die erfolgte Rekommunalisierung der Berliner Wasserbetriebe 
belegt, dass die Privatisierung von Infrastruktur keineswegs al­
ternativlos ist. Vorschläge für Alternativen können dabei sehr 
unterschiedlich und kontrovers sein – wie die verschiedenen 
Vorstellungen für die Übernahme des Berliner Stromnetzes 
illustrieren. Ebenso steht für viele unlängst durchgeführte Re­
kommunalisierungen noch ein „Praxistest“ aus. Erst in den 
nächsten Jahren wird sich zeigen, was rekommunalisierte Inf­
rastrukturbetriebe leisten können und wo ihre Grenzen sind. 

Der Erfolg sozialer Bewegungen für eine Neuausrichtung städ­
tischer Infrastrukturen wird maßgeblich davon abhängen, wie 
es ihnen gelingt, Fragen von Infrastruktur mit weiteren stadt­
politischen Fragen und Auseinandersetzungen zu verknüpfen. 
Unter dem Schlagwort „Recht auf Stadt“ engagieren sich in 
vielen Städten verschiedene Initiativen gegen Mietsteigerun­
gen und eingeschränkte Nutzungen des öffentlichen Raums. 
Die infrastrukturelle Dimension des „Recht auf Stadt“ deutlich 
zu machen, ist ein zentrales Thema für soziale Bewegungen. 
Infrastruktur ist dabei keinesfalls ein auf Städte oder die Bun­
desrepublik begrenztes politisches Thema, wie die Gründung 
von Bioenergiedörfern und zahlreiche Projekte in der Energie­
versorgung in Europa zeigen (für einen Überblick siehe Kunze/
Becker 2014). In der Vernetzung mit Initiativen aus ländlichen 
Räumen wie auch aus dem Ausland liegt eine weitere Heraus­
forderung für soziale Bewegungen.

Infrastruktur wird auch in den kommenden stadtpolitischen 
Auseinandersetzungen in Berlin eine wichtige Rolle spielen. So 
werden der weitere Ausbau der Stadtautobahn A100 und des 
Flughafens Schönefeld, die künftige Nachnutzung des Flugha­
fens Tegel oder auch der Betrieb der Berliner S-Bahn sicherlich 
Anlass für Konflikte liefern. Soziale Bewegungen werden dar­
in eine wichtige Rolle spielen und die etablierten Akteure der 
Stadtpolitik herausfordern.
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